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Entschließung des Europäischen Parlaments zu Repressionen in Russland und 
insbesondere den Fällen Wladimir Kara-Mursa und Alexei Nawalny
(2023/2657(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Russland,

– gestützt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Wladimir Kara-Mursa, ein russisch-britischer Journalist und der 
Opposition angehörender engagierter Bürger, am 17. April 2023 zu 25 Jahren Haft 
verurteilt wurde, weil er das Regime von Wladimir Putin und seinen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine kritisiert hatte;

B. in der Erwägung, dass das Regime Russlands die Unterdrückung der Bevölkerung des 
Landes und seiner politischen Gegner stetig verstärkt und dabei inzwischen ein Ausmaß 
erreicht hat, das an die nach Maßgabe des berühmt-berüchtigten Artikels 58 des 
Strafgesetzbuchs der RSFSR geführten Schauprozesse der Stalin-Zeit gemahnt;

C. in der Erwägung, dass Alexei Nawalny, ein prominenter russischer Politiker und Träger 
des Sacharow-Preises 2021, nach wie vor in einer Strafkolonie einsitzt, wo er 
misshandelt wird und auch Folter, willkürlicher Bestrafung und psychologischem Druck 
ausgesetzt ist;

D. in der Erwägung, dass sich der Gesundheitszustand von Wladimir Kara-Mursa und 
Alexei Nawalny infolge von Misshandlung und mangels ordnungsgemäßer 
medizinischer Versorgung rasch verschlechtert, wobei bei Wladimir Kara-Mursa 
Polyneuropathie diagnostiziert wurde und Alexei Nawalny mutmaßlich an einer 
Vergiftung leidet;

E. in der Erwägung, dass die strenge Behandlung der Bürger Russlands durch das Kreml-
Regime eine kriminelle Verletzung der in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte verankerten Menschenrechte ist und ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit darstellen kann;

1. verurteilt aufs Schärfste die politisch motivierte Verurteilung von Wladimir Kara-Mursa 
durch die Staatsorgane Russlands und fordert die sofortige und bedingungslose 
Freilassung von Wladimir Kara-Mursa und Alexei Nawalny und die Freilassung aller 
anderen politischen Gefangenen;

2. ist zutiefst besorgt über die rasche Verschlechterung des Gesundheitszustands von 
Wladimir Kara-Mursa und Alexei Nawalny und erinnert Russland an seine 
internationalen Verpflichtungen, insbesondere in Bezug auf den Zugang von Häftlingen 
zu medizinischer Behandlung und Anwälten und die Kommunikation von Häftlingen 
mit ihren Familienangehörigen;
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3. bekundet Wladimir Kara-Mursa, seiner Ehefrau Jewgenija, seiner Familie und allen 
anderen unentwegten Bürgern Russlands, die trotz der weitverbreiteten Unterdrückung 
und der schwerwiegenden persönlichen Folgen immer noch den Mut finden, die 
Wahrheit zu sagen und die menschlichen Werte zu wahren, seine Solidarität;

4. fordert den Rat nachdrücklich auf, im Rahmen der globalen Sanktionsregelung der EU 
im Bereich der Menschenrechte (des Magnitski-Rechtsakts der EU) harte Sanktionen 
gegen Richter, Staatsanwälte und andere Personen aus Russland, die im Zusammenhang 
mit politisch motivierten Gerichtsverfahren für willkürliche 
Strafverfolgungsmaßnahmen, Inhaftierungen und Folter verantwortlich sind, zu 
verhängen;

5. brandmarkt die Ausweitung der Menschenrechtsverletzungen durch das Regime 
Russlands und verurteilt das anhaltende harte Vorgehen gegen Regierungskritiker, 
Menschenrechtsverteidiger und unabhängige Journalisten; fordert den 
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen auf, in Fällen der unmenschlichen 
Inhaftierung, Folter und Ermordung politischer Gegner umgehend Untersuchungen 
durchzuführen;

6. fordert die EU und das Vereinigte Königreich nachdrücklich auf, ihre Bemühungen um 
die Freilassung von Wladimir Kara-Mursa zu koordinieren;

7. bekräftigt seine Forderung an die diplomatischen Vertretungen der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten in Russland, Gerichtsverfahren gegen politische Gegner und deren 
Haftbedingungen auch künftig genau zu überwachen;

8. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, Dissidenten aus Russland, denen 
politische Verfolgung droht, humanitäre Visa auszustellen und anderweitige 
Unterstützung zu gewähren;

9. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem HR/VP, dem Rat, der 
Kommission und den Mitgliedstaaten sowie dem Europarat, der OSZE und den 
Staatsorganen Russlands zu übermitteln sowie diese Entschließung in russischer 
Sprache verfügbar zu machen.


